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Zumeldung zur Pressekonferenz:

Enquete-Kommission „Demographischer Wandel – Herausforderung an die Landespolitik“

Demographie beschäftigt Gemeinden seit 2002

Politik hat zu spät auf den demographischen Wandel reagiert

Stuttgart.  Städte und Gemeinden befassen sich immer intensiver mit den Auswirkungen der demographischen Entwicklung auf kommunale Planungen. Ausgelöst wurde diese Entwicklung durch eine Studie, die der Gemeindetag gemeinsam mit dem Statistischen Landesamt im März 2002 vorgelegt hatte.

Die Bundes- und Landespolitik habe insgesamt zu spät auf den demographischen Wandel reagiert. „Ich kann nicht erkennen, dass die Studien zur demographischen Entwicklung die Bundespolitik verändert hätte,“ bemerkte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Professor Dr. Christian O. Steger. Ob der Bericht der Enquete-Kommission des Landtags Wirkung zeige, müsse sich noch erweisen. Nach seinem ersten Eindruck seien heikle Themen ausgeklammert worden. Die Landespolitik, so Steger, müsse systematisch und vorbehaltlos daraufhin untersucht werden, wo ein Umsteuern notwendig sei.

Wachsender Anteil älterer Mitbürger führt zu Umsteuern in der Kommunalpolitik

„Die Kommunen auf Hausaufgaben hinzuweisen, die sie zum großen Teil bereits erledigt haben, ist nicht notwendig. Es gibt in der Landespolitik genug zu tun, wenn wir den demographischen Wandel erfolgreich meistern wollen. Die finanziellen Folgen dieser Entwicklung auf die Gemeinden abzuwälzen, kommt nicht in Frage,“ sagte Steger.

„Der immer größere Anteil alter Menschen stellt Städte und Gemeinden vor Probleme. Sie müssen ihre Dienstleistungen an veränderte Anforderungen anpassen, den Betrieb vieler örtlicher Einrichtungen überprüfen und sich als Arbeitgeber neu positionieren, sagte Steger. Der Gemeindetag hatte 2002 als erster deutscher Kommunalverband ein Grundsatzpapier für den Zeitraum bis 2050 vorgelegt, mit dem Städten und Gemeinden empfohlen wird, sich den Herausforderungen rechtzeitig zu stellen. „Inzwischen wird das Thema in Klausurtagungen der Gemeinderäte landesweit diskutiert. Unser Anstoß zeigt Wirkung,“ so Steger. Der Gemeindetag bereite schon eine Fortschreibung der Studie auf der Basis neuester Daten des Statistischen Landesamts vor.
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